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Finanzielle Auswirkungen der Vorschläge 
der Kommission 

1. Verlust an Zolleinnahraen 

Das Europäische Parlament hat wiederholt darauf 
bestanden zu erfahren, wie hoch der Verlust an 
Zolleinnahmen geschätzt wird (s. insbesondere Ent- 
schließung des Parlaments von Dezember 1973 zu 
den Vorschlägen des Schemas 1974). In Ermangelung 
genauer statistischer Unterlagen über die tatsäch- 
liche Ausnutzung der gewährten Vorteile ist es in 
diesem Jahr noch nicht möglich, eine solche Schät- 
zung vorzunehmen. Die Kommission hat zwar die 
Ausarbeitung eines sehr vollständigen Systems über 
die Erfassung und Auswertung von statistischen 
Unterlagen über allgemeine Präferenzen vorgese- 
hen, die unter anderem eine solche Schätzung er- 
möglichen würde. Dieses System ist im Augenblick 
noch nicht funktionsfähig, da verschiedene Voraus- 
setzungen nicht rechtzeitig erfüllt waren und auch 
einige Mitgliedstaaten die statistischen Angaben 
nicht übermittelt haben. 

Das Fehlen genauer Unterlagen über die Ausnut- 
zung der allgemeinen Präferenzen (im Vergleich zu 
den Einfuhren jeglicher Herkunft) bildet eine be- 
trächtliche Lücke. Sie verhindert weitgehend, daß 
geeignete Verbesserungen am Schema der Gemein- 
schaft vorgenommen werden und bringt gleichzeitig 
die Gefahr nutzloser Verbesserungen mit sich. 
Außerdem gibt sie Drittländern, entwickelten und 
Empfängerländern, zu wiederholter Kritik Anlaß; 
diese Länder beginnen an eine bewußte Zurückhal- 
tung der statistischen Unterlagen zu glauben, die die 
restriktiven Aspekte des Gemeinsdiaftssdiemas ver- 
bergen sollen. 


Die Kommission wird auf die wachsende Dringlich- 
keit dieses Problems hingewiesen. Der endgültigen 
Fertigstellung und Einführug des Systems zur Er- 
fassung statistischer Unterlagen über die Auswer- 
tung der allgemeinen Präferenzen sollte umgehend 
der nötige Vorrang eingeräumt werden. 

2. Kosten der Zusatzmaßnahmen 

a) Beitrag zu den Kosten der Veranstaltung eines 
Seminars UNDP/UNCTAD in Brüssel 50 000 RE 

b) Veröffentlichung einer Broschüre der UNDP/ 
UNCTAD über das Schema allgemeiner Präferen- 
zen der Gemeinschaft in mehreren Sprachen 

20 000 RE 

c) Veranstaltung von Seminaren besonders in den 

rückständigsten und den von der gegenwärtigen 
Wirtschaftskrise „am härtesten betroffenen'' 
Empfängerländern 55 000 RE 

125 000 RE 

Allgemeine Präferenzen der Gemeinschaft für 
das Jahr 1975 

Zusammenfassung der Vorschläge 

Allgemeines 

1. Die Kommission unterbreitet dem Rat jährlich 
Vorschläge über die Gewährung der allgemeinen 
Präferenzen der Gemeinschaft für das darauffolgende 
Jahr. Diese Zollpräferenzen, die den Entwicklungs- 
ländern im Rahmen der WHK gewährt werden, 
bilden einen der Eckpfeiler der Kooperationspolitik 
der Gemeinschaft gegenüber der Dritten Welt. 
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2. Die Kommision unterbreitet ihre Vorschläge für 
die Gemeinschaftspräferenzen für 1975 vor dem dü- 
steren Hintergrund einer weltweiten Krise. Die 
Weltwirtschaftslage bringt die Entwicklungsländer 
in ernste Schwierigkeiten. Diese Länder, insbeson- 
dere die von der Krise am stärksten betroffenen 
Länder, haben mit sehr viel schwerwiegenderen Pro- 
blemen zu kämpfen als die Industrieländer. Die 
Kommission hält es in dieser Situation für ganz 
besonders wichtig, daß die Gemeinschaft ihre Prä- 
ferenzregelung beibehält und verbessert, da diese 
den Entwicklungsländern eine lebenswichtige Hilfe 
bieten kann. 

3. Die Kommission trägt in ihren Vorschlägen der 
Assoziationspolitik der Gemeinschaft Rechnung, in 
deren Rahmen derzeit wichtige Verhandlungen mit 
den afrikanischen Ländern und den Ländern des 
Karibischen und Pazifischen Raumes geführt werden. 
Sie muß auch die Gemeinsame Absichtserklärung 
über die Entwicklung der Handelsbeziehungen zu 
den unabhängigen Entwicklungsländern des Com- 
monwealth in Asien berücksichtigen; die allgemei- 
nen Präferenzen spielen bei der Verwirklichung die- 
ser Erklärung auch weiterhin eine wichtige Rolle. 
Schließlich darf sie auch die wichtige Frage der Ent- 
wicklungsländer in den bevorstehenden multilatera- 
len Handelsverhandlungen im GATT nicht unberück- 
sichtigt lassen. 

4. Die Gemeinschaft, die als erste ein System all- 
gemeiner Präferenzen eingeführt hat, hat immer 
wieder darauf gedrungen, daß sich alle Industrie- 
länder in angemessener Weise in die Last der Prä- 
ferenzen teilen müssen. In diesem Zusammenhang 
stellt die Kommission mit Genugtuung fest, daß 
Kanada in Kürze eine Präferenzregelung einführen 
will und die Regierung der Vereinigten Staaten das 
entsprechende Gesetzgebungsverfahren eingeleitet 
hat. Als weiterer Faktor ist zu berücksichtigen, daß 
die meisten Entwicklungsländer in zunehmendem 
Maße eine gerechtere Verteilung der Präferenzvor- 
teile auf die begünstigten Länder fordern. 

5. Auf Grund der aus der bisherigen Anwendung der 
Präferenzregelung gezogenen Lehren, der Erfahrun- 
gen und Beobachtungen der Mitgliedstaaten sowie 
der Stellungnahmen des Europäischen Parlaments 
unterbreitet die Kommission daher die folgenden 
Vorschläge: 


Vorschläge für 1975 

6 . Die Kommission schlägt folgende Verbesserungen 
der Präferenzen vor: 

a) Für landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse 
(Kapitel 1 - 24 des Gemeinsamen Zolltarifs): 

eine Erw^eiterung der Präferenzspannen für 
die meisten bereits unter die Gemeinschafts- 
regelung fallenden Waren; 

— die Festsetzung des Zollkontingents für Tabak 
der Sorte „Virginia flue-cured" auf Tonnen- 
basis statt auf Wertbasis; 

— die Aufnahme zusätzlicher Waren: Honig, 
Orchideen, Sardellen und bestimmte Arten 
von Sago; 

— ferner die Aufnahme von Palmöl, Palmkernöl, 
Kokosöl zur menschlichen Ernährung und Pfef- 
fer. Die Kommission ist sich darüber im kla- 
ren, daß die Aufnahme dieser Waren in die 
Präferenzregelung die Präferenzvorteile der 
assoziierten Staaten verringern würde. Je- 
doch sollte die gegenwärtig ausgehandelte 
neue Assoziation zwischen der Gemeinschaft 
und den afrikanischen Ländern und den Län- 
dern des Karibischen und Pazifischen Raumes 
bedeutende Vorteile bringen, unter denen der 
von der Kommission vorgeschlagene Mecha- 
nismus der Garantie der Ausfuhrerlöse eine 
entscheidende Rolle spielen wird. Im Interesse 
einer ausgewogenen Lösung schlägt die Kom- 
mission daher die Aufnahme dieser Waren in 
die Präferenzregelung vor, wobei allerdings 
festgelegt wird, daß diese Aufnahme erst mit 
dem Inkrafttreten des neuen Assoziierungsab- 
kommens wirksam wird; 

— die Erhöhung der Zollkontingente für haltbar 
gemachte Ananas unter den vom Rat bereits 
genehmigten Bedingungen. 

Durch diese Vorschläge würden sich die Einfuhr- 
möglichkeiten im Rahmen der Präferenzregelung 
für landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse 
um 166 Millionen RE erhöhen, und zwar zusätz- 
lich zu den von der Kommission im April 1974 
vorgeschlagenen Verbesserungen für diesen Sek- 
tor, die in den Vorschlägen für 1975 eingear- 
beitet worden sind. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleiiet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
29. Juli 1974 - 1/4 ~ 680 70 ~ E - En 12/74: 

Die Unterlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 27. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments ist vorgesehen. 

Mit einer Beschlußfassung des Rates ist vor Oktober 1974 zu rechnen. 

Die zu diesem Vorschlag gehörer\den Anlagen liegen im Ausschuß für Wirtschaft zur Einsicht bereit. 
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b) Für gewerbliche Halbfertig- und Fertigwaren mit 
Ausnahme von Textilien (Kapitel 25 - 99 des 
Gemeinsamen Zolltarifs) 

— eine Anhebung der Plafonds, durch die die 
präferenziellen Einfuhren in die Gemeinschaft 
begrenzt werden; diese Anhebung um rund 
15 V. H. ergibt sich aus der Neuberechnung 
der Plafonds auf der Grundlage der jüngsten 
Handelsstatistiken; 

— eine Verringerung der Zahl der empfindlichen 
Waren, für deren Einfuhr in die Mitgliedstaa- 
ten im Rahmen der Präferenzregelung Kon- 
tingente festgesetzt sind; die Zahl der zoll- 
kontingentierten Waren würde sich von 51 
auf 7 verringern; 

— die Bildung einer Gemeinschaftsreserve im 
Rahmen der verbleibenden Zollkontingente; 
diesem Punkt, dem die Kommission und das 
Europäische Parlament seit jeher besondere 
Bedeutung beimessen, hat der Rat 1973 grund- 
sätzlich zugestimmt; 

eine Anhebung der „Puffer", die die präfe- 
renziellen Ausfuhren der einzelnen begün- 
stigten Länder begrenzen; 

— eine Vergrößerung der Präferenzspannen für 
Jute- und Kokoserzeugnisse gemäß den Be- 
stimmungen der Abkommen EWG/Indien und 
EWG/Bangladesh. 

c) Zu den Ursprungsregeln schlägt die Kommis- 
sion vor, in Anbetracht der steigenden An- 
zahl regionaler Zusammenschlüsse der Ent- 
wicklungsländer (beispielsweise Zentralame- 
rikanischer Gemeinsamer Markt, Anden-Pakt, 
Assoziation der Südostasiatischen Staaten) für 
die präferenziellen Ausfuhren dieser Länder 
nach der Gemeinschaft ein kumulatives Sy- 
stem von Ursprungsregeln nach dem Vorbild 
der EFTA-Regelung einzuführen. 

d) Die Kommission schlägt für 1975 keine Ände- 
rung der Liste der begünstigten Länder vor. 
Dagegen sollten in die Liste der begünstigten 
Waren Schuhe aus Hongkog sowie einige zu- 
sätzliche gewerbliche Waren aus Rumänien 
- mit entsprechenden Zollkontingentsregelun- 
gen - aufgenommen werden. 

7. Gleichzeitig schlägt die Kommission folgende Än- 
derungen der Präferenzregelung vor, um eine ge- 
rechtere Verteilung der Vorteile auf die begünstig- 
ten Länder zu fördern: 

— Bei einigen der 44 Erzeugnisse, für die in Zukunft 
keine Zollkontingente mehr festgesetzt werden, 
werden die „Puffer" für bestimmte begünstigte 
Länder auf 15 v. H. gesenkt. 

— Die betreffenden Waren und Länder werden nach 
in den Kommissionsvorschlägen enthaltenen ob- 
jektiven Kriterien ermittelt. 


— Für kein begünstigtes Land werden jedoch die 
bisher im Rahmen der Gemeinschaftsregelung 
erworbenen Vorteile in irgendeiner Weise ge- 
kürzt. 

8 . Schließlich schlägt die Kommission eine Verlän- 
gerung der geltenden Vereinbarungen für folgende 
Waren vor: 

— Kakaobutter und löslichen Kaffee; 

— Textilien, da die bilateralen Verhandlungen über 
das Allfaserabkommen noch nicht abgeschlossen 
sind. 

Ergänzende Maßnahmen 

9. Die Verbesserungen der Gemeinschaftregelung 
für 1975 erhöhen den praktischen Wert der allge- 
meinen Präferenzen für die Entwicklungsländer; das 
verfolgte Ziel kann jedoch nicht ohne eine Inten- 
sivierung der ergänzenden Maßnahmen erreicht wer- 
den. Die Kommission weist insbesondere darauf hin, 
daß sowohl bei den begünstigten Ländern als auch 
innerhalb der Gemeinschaft für ein besseres Ver- 
ständnis und eine bessere Ausnutzung der allgemei- 
nen Präferenzen gesorgt werden muß. Zu diesem 
Zweck schlägt sie folgendes vor: 

— Ein System für die Zusammenstellung statisti- 
scher Daten über die Ausnutzung der Präferenz- 
regelung wird in Kürze in Kraft treten. 

— Die Schaffung einer besonderen Dienststelle für 
die Dokumentation, Forschung und Beratung im 
Bereich der allgemeinen Präferenzen sollte ge- 
prüft werden. 

— Die Kommission wird sich aktiv für ein Programm 
von Seminaren und anderen informatorischen 
Veranstaltungen zur Unterstützung der begün- 
stigten Länder einsetzen. 

Schlußfolgerungen 

10. Die Kommission ist der Auffassung, daß ihre 
Vorschläge für die Gewährung der allgemeinen Prä- 
ferenzen der Gemeinschaft für 1975 innerhalb der 
durch die gegenwärtige Wirtschaftslage gesetzten 
praktischen Grenzen eine ausgewogene Entwicklung 
der Gemeinschaftspolitik gegenüber den Entwick- 
lungsländern zum Ausdruck bringen. Die Erweite- 
rung des unter die Präferenzregelung fallenden Wa- 
renfächers, die Verringerung der Zahl der Zollkon- 
tingente, die Einführung der Gemeinschaftsreserve 
und die Maßnahmen für eine bessere Verteilung der 
Vorteile entsprechen einer logischen Weiterentwick- 
lung und wesentlichen Verbesserung der Gemein- 
schaftsregelung. In diesem Bemühen um Fortschritt- 
lichkeit und pragmatisches Vorgehen möchte die 
Kommission ihre Vorschläge für 1975 verstanden 
wissen. Sie betont, daß die allgemeinen Präferenzen 
einen Eckpfeiler der Kooperation mit den Entwick- 
lungsländern und einen entscheidenden Beitrag der 
Gemeinschaft zur Unterstützung dieser Länder bei 
der Bewältigung der derzeitigen weltweiten Krise 
darstellen. 
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Begründung 

I. Gegenstand und allgemeine Tragweite 
der Vorschläge 

Die vorliegenden Vorschläge der Kommission an 
den Rat behandeln die für die Gewährung der all- 
gemeinen Präferenzen für Fertigwaren und Halb- 
fertigwaren aus Entwicklungsländern im Jahre 1975 
erforderlichen rechtlichen Bestimmungen: 

Die dem Rat übermittelten Verordnungsvorschläge 
halten sich im Rahmen des der UNCTAD im Jahre 
1969 unterbreiteten Gemeinschaftsangebots über all- 
gemeine Zollpräferenzen. Sie erstrecken sich auf die 
Anwendungsmodalitäten der Zollpräferenzen für 
eine gewisse Anzahl landwirtschaftlicher Verarbei- 
tungserzeugnisse der Kapitel 1 - 24 des Gemein- 
samen Zolltarifs und auf die gesamten gewerblichen 
Verarbeitungserzeugnisse der Kapitel 25 - 99 des 
Gemeinsamen Zolltarifs, mit Ausnahme der Spinn- 
stofferzeugnisse, die zu einem späteren Zeitpunkt, 
unter Berücksichtigung der laufenden Verhandlun- 
gen über das Allfaserabkommen, Gegenstand eines 
Vorschlags sein werden. Für die unter den EGKS- 
Vertrag fallenden Eisen- und Stahlerzeugnisse wurde 

— unbeschadet der den EGKS-Erzeugnissen eigenen 
Besonderheiten der Verwaltung - ein besonderer 
Entscheidungsentwurf über die Eröffnung von Zoll- 
präferenzen nach den gleichen Modalitäten, wie sie 
für die übrigen gewerblichen Verarbeitungserzeug- 
nisse gelten, ausgearbeitet. 

II. Allgemeiner Rahmen der Vorschläge 
der Kommission 

1 . Das Problem des Zeitplans 

Die Kommission legt Wert auf die Feststellung, daß 
sie aufgrund der frühzeitigen Vorlage ihrer Vor- 
schläge für 1975 an den Rat darauf hofft, 

— daß das europäische Parlament nach seiner An- 
hörung über genügend Zeit verfügt, um seine 
Stellungnahmen abzugeben ■, 

— daß die assoziierten Staaten fristgemäß unter- 
richtet werden und ihre Standpunkte mitteilen 
können; 

— ' daß der Rat spätestens im Oktober 1974 alle 
notwendigen Entscheidungen treffen kann, um 
die Anwendung des neuen Schemas unter nor- 
malen Bedingungen ab 1. Januar 1975 zu ge- 
statten. 

Die Frage des Zeitplans ist insofern besonders be- 
deutsam, als die bei der Anwendung des Schemas 
1974 in den verschiedenen Mitgliedstaaten gemach- 
ten Erfahrungen wenig zufriedenstellend waren. Die 
Kommission erinnert in diesem Zusammenhang an 
den von den Generaldirektoren der Zollverwaltun- 
gen der Mitgliedstaaten geäußerten Wunsch auf eine 
Veröffentlichung der Anwendung^ Verordnungen für 
die allgemeinen Präferenzen 1975 spätestens Anfang 
November 1974. 


2. Die wirtschaftliche Lage 

Bei der Ausarbeitung der nachstehenden Vorschläge 
hat die Kommission die allgemeine wirtschaftliche 
Lage in der Welt und insbesondere auch in der Ge- 
meinschaft berücksichtigt. Die internationalen Wirt- 
schaftsbeziehungen durchlaufen gegenwärtig eine 
Phase der Unsicherheit, deren Folgen noch sehr 
schwer abzuwägen sind, die das Wirtschaftswachs- 
tum in verschiedenen Ländern aber wahrscheinlich 
ungünstig beeinflussen werden. Diese Entwicklung 
wirft insbesondere im Hinblick auf die Handelsbilanz 
der Einfuhrländer von Rohstoffen Fragen und Pro- 
bleme auf. Diese Krise könnte jedenfalls in der Ge- 
meinschaft, deren verarbeitende Industrie bislang 
den besten Anreiz für die Steigerung des Außen- 
handels der Entwicklungsländer darstellten, die 
Wirtschaftsexpansion dämpfen und den Kampf ge- 
gen die Inflation noch mehr erschweren. Die derzei- 
tige Einfuhrkapazität der Gemeinschaft (jährlich rd. 
25 Milliarden RE aus den Entwicklungsländern) 
könnte - außer für gewisse unerläßliche Rohstoffe - 
zuungunsten der Entwicklungsländer herabgesetzt 
werden, und damit ohne Zweifel die Wirtschaft der 
durch die derzeitige Krise „am härtesten betroffenen 
Länder" noch mehr belasten. Es besteht die Gefahr, 
daß wahrscheinlidi gerade die Einfuhrbereiche be- 
troffen werden, die unter die allgemeinen Präferen- 
zen fallen, d. h. die der Fertigwaren und Halbfertig- 
waren. 

Nach Ansicht der Kommission sind die Probleme der 
Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten in der ge- 
genwärtigen Wirtschaftskonjunktur jedoch nicht mit 
denen vergleichbar, denen sich die Entwicklungs- 
länder gegenüberstehen. Die durch die Krise „am 
härtesten betroffenen Länder" haben während der 
letzten Tagung des Sonderausschusses „Präferen- 
zen" der UNCTAD sogar versucht, durch Botschafter 
Pathmarajah (Sri Lanka) einen Aufruf zur „Siche- 
rung ihres Überlebens" ergehen zu lassen, bevor 
überhaupt an Industrialisierungshilfe zu denken ist. 
Dieser Ausschuß ist natürlich nicht der geeignete 
Rahmen, in dem dieses ungewöhnlich ernste Problem 
gelöst werden kann. Das kürzlich von der General- 
versammlung der UNO beschlossene Sonderpro- 
gramm mit seinen Sofortmaßnahmen bildet vielmehr 
den Rahmen, in welchem kurzfristig Lösungen ge- 
funden werden könnten. Dennoch ist die Kommis- 
sion davon überzeugt, daß die allgemeinen Präfe- 
renzen dazu beitragen können, die Schwierigkeiten, 
denen sich die Entwicklungsländer wegen der der- 
zeitigen Krise gegenübersehen, abzuschwächen. Die 
Kommission ist infolgedessen der Meinung, daß es 
für die Gemeinschaft ungeachtet der gegenwärtigen 
Wirtschaftslage unerläßlich ist, ihr Schema der all- 
gemeinen Präferenzen beizubehalten und sogar in 
dem Maße zu verbessern, als dies mit der Entwick- 
lung der internationalen Lage, ihren eigenen Schwie- 
rigkeiten und ihren vertraglichen Verpflichtungen 
vereinbar ist. 
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3. Die Teilung der Verantwortung zwischen den 
Geberländem 

Die Gemeinschaft hat gegenüber ihren industriali- 
sierten Partnern immer wieder darauf bestanden, 
daß diese gemäß der in der UNCTAD und der OECD 
vereinbarten Teilung der Lasten und Verantwortung 
so bald wie möglich ihr eigenes Präferenzschema 
gegenüber allen Entwicklungsländern einführen. 
Diese Schemata sollten zumindest in ihrer Auswir- 
kung dem der Gemeinschaft vergleichbar sein. 

Die Kommission begrüßt daher die dazu in Kanada 
kürzlich getroffenen Entscheidungen; das kanadische 
Parlament hat am 18. April 1973 den Gesetzentwurf 
angenommen, der die Regierung zur Einführung 
eines Schemas für allgemeine Zollpräferenzen er- 
mächtigt. Die kanadische Regierung hat die zur Ein- 
führung des Schemas am 1. Juli 1974 erforderlichen 
Maßnahmen getroffen. Die Kommission gibt diesen 
Entscheidungen ihre volle Anerkennung. 

Das von den Vereinigten Staaten vorgesehene Sche- 
ma ist Bestandteil des „Trade Reform Bill" von 1973, 
der gegenwärtig die verschiedenen Gesetzgebungs- 
stufen der Vereinigten Staaten durchläuft Da dieser 
Gesetzgebungsvorgang nicht abgeschlossen ist und 
außerdem die auf die Annahme des Gesetzentwurfs 
folgende verwaltungsmäßige Abwicklung ebenfalls 
sehr kompliziert ist, ist es schwierig, das genaue 
Datum des Inkrafttretens des Schemas der Vereinig- 
ten Staaten vorauszusagen. Auf jeden Fall nimmt 
die Kommission mit Befriedigung zur Kenntnis, daß 
die Verfahren in den Vereinigten Staaten eingeleitet 
wurden, die die Verwirklichung des amerikanischen 
Schemas ermöglichen müßten. 

Bezüglich der anderen bereits in Kraft befindlichen 
Schemata stellt die Kommission mit Genugtuung 
fest, daß alle wie das der Gemeinschaft, im Jahre 
1974 verbessert worden sind und daß die Mehrzahl 
der Geberländer im Verlauf der letzten Tagung des 
Sonderausschusses „Präferenzen" der UNCTAD an- 
gekündigt haben, daß sie diese Verbesserungen nach 
Möglichkeit fortsetzen werden. 

Wenn auch die Teilung von Lasten und Verantwor- 
tung die Bürde der allgemeinen Präferenzen bei der 
Einfuhr auf alle Geberländer aufteilt, so möchte die 
Kommission doch betonen, daß sie für die Ausführer 
der industrialisierten Länder vermehrte Einbußen 
auf den Außenmärkten, die den allgemeinen Prä- 
ferenzen geöffnet sind, mit sich bringt Dieser bisher 
nur selten herausgestrichene Tatbestand verdient es, 
als Anstrengung der Gemeinschaft gewertet zu wer- 
den; dies insbesondere bei einer Konjunkturlage, in 
der ein länger dauerndes Ungleichgewicht der Han- 
delsbilanz nachteilige Auswirkungen auf das Wirt- 
schaftsleben zu haben droht und sogar Störungen in 
bestimmten empfindlichen Wirtschaftszweigen her- 
vorrufen kann. 

4. Die besondere Verantwortung der Gemeinsdhaft 
gegenüber den Entwicklungsländern 

Die Gemeinschaft hat die Beachtung, die sie den 
Entwicklungsländern schenkt, immer wieder deutlich 


zu erkennen gegeben und wiederholt, daß sie ihnen 
gegenüber noch größere Verantwortung zu über- 
nehmen gedenkt. 

Diese Orientierung hat sich nach der ersten Kon- 
ferenz der Staats- und Regierungschefs der erwei- 
terten Gemeinschaft besonders ausgeprägt. 

Unter den in dieser Orientierung festgelegten Politi- 
ken und Maßnahmen könnte man mehrere Bereiche 
heraussteilen, die mit der Politik der allgemeinen 
Präferenzen in engem Zusammenhang stehen. 

Die AssoziierangspoUtik 

Zunächst geht es um den Besitzstand der Gemein- 
schaft - und seiner Entwicklung - im Bereich der 
Assoziierungspolitik. Die bestehenden Assoziierun- 
gen und die zur Zeit laufenden Verhandlungen mit 
den Ländern Afrikas und des karibischen und pazi- 
fischen Raums, die Verhandlungen über eine globale 
Mittelmeerpolitik, berühren im Bereich des Waren- 
austausches sehr empfindliche Gebiete, die auch un- 
ter die allgemeinen Präferenzen fallen. Eine ausge- 
glichene Entwicklung dieser beiden Politiken sollte 
soweit wie möglich sichergestellt werden, indem 
darauf geachtet wird, daß Maßnahmen, die auf einem 
Gebiet getraffen werden, die grundsätzlichen Ziele 
auf dem anderen Gebiet nicht infrage stellen. 

Die gemeinsame Absichtserklärung im Anhang des 
Beitrittsvertrages 

Es geht weiterhin um die „gemeinsame Absichtser- 
klärung zur Entwicklung der Handelsbeziehungen 
mit Ceylon, Indien, Malaysia, Pakistan und Singa- 
pur". 

Die Kommission erinnert daran, daß die erste Stufe 
der Anwendung der gemeinsamen Absichtserklärung 
aufgrund ihrer Mitteilung des vergangenen Jahres 
(KOM [73] 1801 endg.) am 1. Januar 1974 insbeson- 
dere durch die allgemeinen Präferenzen sowie dank 
der Maßnahmen zugunsten von Handwerkserzeug- 
nissen verwirklicht werden konnte. Für die Zukunft 
beabsichtigt die Kommission, in der eingeschlagenen 
und in dieser Mitteilung angekündigten Richtung 
fortzufahren. Sie ist um so mehr davon überzeugt, 
als die meisten der in dieser Erklärung namentlich 
aufgeführten Länder, ohne die in der gleichen geo- 
graphischen Zone gelegenen Länder (und auch die 
Lateinamerikas und Afrikas) zu vergessen, von der 
gegenwärtigen Wirtschaftskrise ernsthaft betroffen 
sind. 

Aus diesem Grunde stellen für 1975 die allgemeinen 
Präferenzen noch immer den wesentlichen Rahmen 
dar, in dem die Gemeinschaft die geordnete Ent- 
wicklung ihrer Handelsbeziehungen mit diesen Län- 
dern gewährleisten und ihnen ihre wirtschaftliche 
Solidarität bekunden kann. 

Die multilateralen Handelsverhandlungen im 
Rahmen des GATT 

An dritter Stelle ist die Gesamtkonzeption der Ge- 
meinschaft im Hinblick auf die bevorstehenden mul- 
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tilateralen Handelsverhandlungen des GATT zu 
nennen. Hier wird den Problemen der Entwicklungs- 
länder und den allgemeinen Präferenzen, bei denen 
unterstrichen wurde, daß sie autonom sind, ein be- 
deutender Platz eingeräumt. Neben den auftreten- 
den Problemen (Präferenzspanne, Ausnahmen von 
der allgemeinen Formel der Zollsatzsenkungen usw.) 
beunruhigt das Problem der Verbesserung der all- 
gemeinen Präferenzen im Zusammenhang mit den 
multilateralen Handelsverhandlungen zahlreiche Ent- 
wicklungsländer. Insbesondere fürchten die rück- 
ständigsten unter ihnen mehr und mehr, daß die 
Industrieländer den Rhythmus der Verbesserung des 
allgemeinen Präferenzsystems verlangsamen, um 
sich eventuelle Konzessionen für die bevorstehenden 
Verhandlungen vorzubehalten, deren Umfang, Ab- 
schluß und konkrete Ergebnisse sie für sich schlecht 
abschätzen können. Darum ist es angebracht, solche 
Besorgnisse durch die Fortsetzung einer Politik des 
Möglichen durch Anpassungen und Verbesserungen 
des Systems allgemeiner Präferenzen zu beheben. 

Im Zusammenhang mit der besonderen Verantwor- 
tung der Gemeinschaft legt die Kommission Wert 
auf die Feststellung, daß die Fortsetzung und die 
Verbesserung des Schemas allgemeiner Präferenzen 
einen der grundsätzlichen Aspekte der globalen 
Politik der Zusammenarbeit mit Entwicklungslän- 
dern gegenüber allen Ländern der dritten Welt in 
der durch die erste Konferenz der Staats- und Re- 
gierungschefs gegebenen Orientierung und aufgrund 
der vom Ministerrat für Zusammenarbeit mit Ent- 
wicklungsländern am 30. April 1974 angenommenen 
Entschließungen darstellt. 


5. Die gerechte Verteilung der Präferenzvorteile 
zwischen den Empfängerländern 

Die aus der Awendung der bisher in Kraft befind- 
lichen verschiedenen Präferenzschemata gezogenen 
Lehren haben gezeigt, daß eine kleine Zahl von 
Empfängerländern den größten Teil der gebotenen 
Vorteile erhalten hat. Diese Feststellung ist beson- 
ders deutlich, was die Ausnutzung des Präferenz- 
schemas der Gemeinschaft seit dem 1. Juli 1971 
betrifft. 

Das erklärt auch, weshalb eine größere Zahl von 
Empfängerländern (Pakistan, Mitglieder der 
ASEAN ^), afrikanische Länder) während der letzten 
Tagung des Sonderausschusses „Präferenzen" ver- 
sucht hat, in ihren Erklärungen die Idee einer aus- 
gewogenen Verteilung der Präferenzvorteile unter 
den Empfängerländern geltend zu machen. 

Der Vertreter der Gemeinschaft auf dieser Tagung 
des Sonderausschusses hat öffentlich die Auffassung 
der Gemeinschaft zu diesem Problem, die den Wün- 
schen der großen Mehrheit der Empfängerländer 
sehr nahe kommt, dargelegt und mitgeteilt, daß zur 
Zeit im Rahmen des Gemeinschaftsschemas Lösun- 
gen geprüft werden. 


Natürlich hat diese ganze Orientierung bei mehreren 
Empfängerländern wie z. B. Jugoslawien, Brasilien 
und Argentinien Unruhe hervorgerufen. Diese Län- 
der befürchten nämlich die Einführung willkürlicher 
Elemente in das System allgemeiner Präferenzen, 
die zu Diskriminierungen oder gar Spaltungen zwi- 
schen den Mitgliedern der Gruppe der 77 führen 
könnten. 

Aufgrund der Erfahrungen, die bei der Anwendung 
des Gemeinschaftsschemas seit 1971 gemacht wur- 
den, ist die Kommission der Auffassung, daß es 
angebracht ist, nach pragmatischen Lösungen zu 
sudien, die dem Wunsch der Mehrzahl der Emp- 
fängerländer entsprechen, die die grundsätzlichen 
Merkmale des Schemas der Gemeinschaft nicht ver- 
ändern und gleichzeitig den Besorgnissen anderer 
Empfängerländer Rechnung tragen. 

Unter Berücksichtigung all dieser Erwägungen hat 
die Kommission das Schema für 1975, dessen große 
Linien nachstehend skizziert werden, erarbeitet. 

Die Kommission betont in diesem Zusammenhang, 
daß sie bei der Ausarbeitung ihrer Vorschläge die 
Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 
Dezember 1973 (s. „Entschließung des Parlaments 
über die Vorschläge der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften an den Rat über die Ver- 
ordnungen zur Anwendung der allgemeinen Präfe- 
renzen gegenüber Entwicklungsländern im Jahre 
1974 - Berichterstatter Herr Maurice Dewulf"), so- 
wie die im Laufe der Debatten gemachten Bemer- 
kungen mit großer Aufmerksamkeit geprüft hat; 
dies gilt auch für die verschiedenen von den Mit- 
gliedstaaten im Rat sowohl anläßlich der Annahme 
der Anwendungsverordnungen des allgemeinen Prä- 
ferenzsystems 1974 als auch in der Folgezeit vorge- 
tragenen Bemerkungen. 

Die Kommission hat außerdem im Rahmen des Mög- 
lichen anderen Wünschen der verschiedenen betrof- 
fenen Empfängerländer Rechnung getragen, sei es 
über die bestehenden Dialoge, sei es im Rahmen der 
gemischten Ausschüsse, die die bestehenden Abkom- 
men verwalten, sei es im Laufe von unmittelbaren 
Kontakten (Mitglieder der ASEAN, Länder des indi- 
schen Subkontinents und Lateinamerikas) oder an- 
läßlich von Seminaren, die von der Kommission 
veranstaltet wurden, und von UNCTAD-Tagungen. 

Im übrigen bemerkt die Kommission, daß sie bei der 
Prüfung der wirtschaftlichen Gegebenheiten insbe- 
sondere der zusätzlichen Belastung Rechnung ge- 
tragen hat, die durch die erheblich angestiegenen 
Frachtsätze für sehr entfernt liegende Empfänger- 
länder entstanden ist. 

Die Kommission wünscht schließlich, daß ihre Vor- 
schläge anhand der beiden Begriffe Pragmatismus 
und Fortschrittlichkeit, auf denen die Konzeption 
des Gemeinschaftsschemas, seine Entwicklung und 
Verwaltung beruht, beurteilt werden. Die Entwick- 

1) Association of South East Asian Nations 
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lungsfähigkeit des Gemeinsdiaflsschemas stellt für 
die Zukunft eine der besten Garantien für die Wirk- 
samkeit der gewährten Vorteile dar. 

Ein schneller Rückblick erlaubt, diese beiden Grund- 
sätze zweckmäßig zu illustrieren; sowohl, was das 
bestehende Gleichgewicht zwischen den verschiede- 
nen Erfordernissen und Auswirkungen, die Wahl der 
aufzunehmenden landwirtschaftlichen Verarbeitungs- 
erzeugnisse und der Verwaltung der Plafonds und 
Höchstmengen je Land (butoirs) angeht, als auch 
was die Erhöhung der Plafonds, die Verringerung 
der unter Zolltarifkontingente fallenden Erzeugnisse 
und die Erweiterung der Gruppe der landwirtschaft- 
lichen Verarbeitungserzeugnisse sowie deren Präfe- 
renzspannen betrifft. 

III. Merkmale des Schemas für 1975 

Das Schema 1975 enthält Verbesserungen, Anpas- 
sungen wie auch einfach Verlängerungen, die die 
Kommission dem Rat zur Billigung vorschlägt. 

1 . Die V erbesserungen 

a) Die landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse 
der Kapitel 1-24 des Gemeinsamen Zolltarifs 

(GZT) 

Die Kommission bezieht sich zunächst auf die Ent- 
schließung, mit der das Parlament unter anderem 
„auf die Bedeutung der Ausfuhr von landwirtschaft- 
lichen Verarbeitungserzeugnissen für die rückstän- 
digsten Länder hinweist und die Kommission und 
den Rat ersucht zu untersuchen, auf welche Weise 
dieser Gruppe von Ländern im Rahmen des Systems 
allgemeiner Zollpräferenzen Sondervorteile gewährt 
werden können" und „die Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften anspornt, ihre Bemühun- 
gen um eine Verbesserung des Angebots der Ge- 
meinschaft durch Aufnahme anderer Erzeugnisse, 
die für den Export der Entwicklungsländer wichtig 
sind und für die die Gemeinschaft gegenwärtig noch 
keine Präferenzen gewährt, sowie durch Erhöhung 
der Präferenzspanne für die übrigen Erzeugnisse 
fortzusetzen, dabei jedoch bei ihren Erwägungen die 
Interessen der AASM und der Insel Mauritius zu 
berücksichtigen, die zu den am wenigsten begünstig- 
ten Entwicklungsländern gehören". 

Die Kommission unterstreicht zunächst einmal, daß 
die Gemeinschaft in der Vergangenheit nicht ein 
einziges Mal genötigt war, auf die in die allgemei- 
nen Präferenzen einbezogenen landwirtschaftlichen 
Verarbeitungserzeugnisse die Schutzklausel anzu- 
wenden. Deshalb glaubt sie, daß weitere Verbesse- 
rungen durch Erweiterung der Präferenzspannen zu- 
gunsten dieser Erzeugnisse möglich sind. Die Kom- 
mission hat folgende Methoden zur Verbesserung 
vorgesehen: 

— die gegenwärtigen Präferenzspannen von 20 v. H. 
werden für eine Anzahl von Erzeugnissen auf 
40 V. H. erhöht (ausgenommen einige Fälle von 


empfindlichen Erzeugnissen, für die die Erweite- 
rung der Präferenzspanne auf 10 v. H. begrenzt 
oder der gegenwärtige Präferenzzollsatz aufrecht- 
erhalten wird) ; 

— die gegenwärtigen Präferenzspannen von 40 v. H. 
werden auf 50 v. H. erhöht; 

— Präferenzzollsätze, die unter 5 v. H. liegen, wer- 
den (mit Ausnahme des Präferenzzollsatzes für 
Auszüge oder Essenzen aus Tee oder Mate und 
Zubereitungen auf der Grundlage solcher Aus- 
züge oder Essenzen (GZT 21.02 B), der von 
6 V. H. auf 0 gesetzt wird) aufgehoben. 

In zweiter Linie vertritt die Kommission, was unver- 
arbeiteten Tabak der Sorte „Virginia flue-cured" 
(GZT ex 24.01 B) angeht, die Auffassung, daß die 
Schwierigkeiten berücksichtigt werden müssen, in 
denen sich Empfängerländer (wie insbesondere In- 
dien) befinden, die von der gegenwärtigen Wirt- 
schaftskrise „am härtesten betroffen sind". 

Außerdem hat die Kommission beschlossen, im Rah- 
men der Verhandlungen mit den Ländern des afri- 
kanischen, karibischen und pazifischen Raumes für 
dieses Erzeugnis Zollfreiheit anzubieten, was die 
künftigen Assoziierten, die bereits eine bessere 
Wettbewerbsposition als ihre asiatischen Konkur- 
renten haben, besonders begünstigen wird. Aus die- 
sem Grunde schlägt die Kommission dem Rat vor, 
die für 1974 getroffene Übergangsmaßnahme für 
1975 zu verlängern mit einigen Änderungen, die eine 
leichte Verbesserung darstellen und den Vorteilen, 
die den Empfängerländern für dieses Erzeugnis ein- 
geräumt werden, einen gewissen Schutz geben sol- 
len. Daher schlägt die Kommission dem Rat zunächst 
vor, das Zolltarifkontingent von 30 Millionen RE für 
1974 (im Wert ausgedrückt) in ein Zolltarifkontin- 
gent von 22 000 Tonnen für 1975 umzuwandeln. Die- 
se Tonnenmenge entspricht den 30 Millionen RE des 
Zolltarifkontingents von 1974. Diese Änderung 
würde den Empfängerländern einen regelmäßigen 
Absatz dieses Erzeugnisses ermöglichen, da vermie- 
den würde, daß die ausgeführten Mengen durch 
eventuelle Schwankungen der Weltmarktpreise ver- 
ändert würden. 

An dritter Stelle schlägt die Kommission vor, die 
unter die allgemeinen Präferenzen fallende Erzeug- 
nisgruppe der Kapitel 1 bis 24 GZT zu erweitern. Es 
geht hier insbesondere um natürlichen Honig (GZT 
04.06), Orchideen, frisch und geschnitten (GZT ex 
06.03 A I und II), Sardellenkonserven (GZT 16.04) 
und Kartoffelsago (GZT 19.04). 

Schließlich unterbreitet die Kommission dem Rat 
folgenden, mit bestimmten Bedingungen ausgestat- 
teten Vorschlag über die Aufnahme in das Präfe- 
renzschema von: 

Palmöl und PalmkernÖl, und zwar sowohl für den 
industriellen Gebrauch als auch für die Ernährung 
bestimmt sowie Kokosöl zur Ernährung (GZT 15.07 
Dal, 15.07 D II a I, 15.07 D I ex 3 und 15.07 D II 
ex b 1 und b 2 und Pfeffer (GZT 09.04 Alb). 
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Die meisten anderen Geberländer (Japan, Schweden, 
Österreich, Australien, Neuseeland, Schweiz usw.) 
haben das eine oder andere und in einigen Fällen 
sogar all diese Erzeugnisse bereits in ihre Schemata 
aufgenommen. 

Diese Erzeugnisse, die einen wesentlichen Anteil 
am Außenhandel mehrerer Entwicklungsländer aus- 
machen, insbesondere jener, die von der gemein- 
samen Absichtserklärung betroffen sind, werden 
auch von einigen Ländern ausgeführt, mit denen die 
Gemeinschaft zur Zeit über eine neue Assoziierung 
verhandelt. Die Einbeziehung dieser Erzeugnisse in 
das Schema der Gemeinschaft würde für diese Län- 
der eine Verringerung der Präferenzspanne mit sich 
bringen, die sie zur Zeit genießen oder in Zukunft 
genießen könnten. Diese Schwierigkeit müßte im 
Rahmen der zur Zeit laufenden Verhandlungen zu 
überwinden sein. Der Abschluß eines Assoziierungs- 
abkommens mit den Ländern des afrikanischen, ka- 
ribischen und pazifischen Raumes muß allerdings 
einen umfassenden Ausgleich herbeiführen, in dem 
der von der Kommission vorgeschlagene Mechanis- 
mus einer Garantie der Ausfuhrerlöse eine ent- 
scheidende Rolle spielen wird. Dieser Ausgleich 
würde ermöglichen, im Rahmen des Systems allge- 
meiner Präferenzen Zolltarifsenkungen zugunsten 
von nicht assoziierten Entwicklungsländern vorzu- 
nehmen. Es müßte allerdings sichergestellt sein, daß 
diese Zollsatzsenkungen nicht in Kraft treten, bevor 
die Länder des afrikanischen, karibischen und pazi- 
fischen Raumes tatsächlich in den Genuß der Vor- 
teile gekommen sind, die sich aus dem neuen Ab- 
kommen ergeben. 

Die Kommission betont, daß der Sinn ihrer Vor- 
schläge bezüglich dieser Erzeugnisse in der Verbin- 
dung besteht, die zwischen der Anwendung der Zoll- 
satzsenkungen im Rahmen des Systems allgemeiner 
Präferenzen und dem Inkrafttreten des neuen Ab- 
kommens herzustellen ist. 

Im Anhang 1 sind die Zugeständnisse, die die Kom- 
mission für die betreffenden Erzeugnisse vorsieht, 
aufgeführt, die in folgendem bestehen: 

— einer Senkung von 20 v. H. der im GZT für Pfeffer 
vorgesehenen Zollsätze; 

— einer Senkung des Zollschutzes bei Palmöl, Palm- 
kernöl und Kokosöl, die allerdings im Rahmen 
des Systems allgemeiner Präferenzen durch die 
Umwandlung von im GZT vorgesehenen Wert- 
zollsätzen in spezifische Zollsätze vorgenommen 
würde. 

Die Einführung des spezifischen Zollsatzes in ange- 
messener Höhe im Rahmen des Systems allgemeiner 
Präferenzen würde weiterhin 

— einen tatsächlichen Schutz für die Interessen der 
Gemeinschaftshersteller und die der Länder des 
afrikanischen, karibischen und pazifischen Rau- 
mes für den Fall, daß die Weltmarktpreise auf 
ein zu niedriges Niveau fallen, um ihnen ein 
angemessenes Einkommen zu sichern, 


— eine spürbare prozentuale Verringerung des Zoll- 
schutzes, wenn die Preise ~ wie es gegenwärtig 
der Fall ist - stark ansteigen, 

gewährleisten. 

Eine ähnliche Lösung ist auch für Rizinusöl vorge- 
sehen, um die geplanten Zugeständnisse auf den Öl- 
sektor einheitlich zu gestalten. 

Diese Zugeständnisse könnten vom Rat gebilligt 
werden, wobei vorausgesetzt wird, daß sie erst im 
Augenblick des Inkrafttretens des Assoziierungsab- 
kommens mit den Ländern des afrikanischen, kari- 
bischen und pazifischen Raumes angewendet 
würden. 

Bezüglich Ananaskonserven ist darauf hinzuweisen, 
daß der Vorschlag der Kommission den Verbesse- 
rungen, die 1973 im Rat beschlossen worden sind, 
Rechnung trägt. Dieser Vorschlag sieht entspre- 
chend den Beschlüssen eine Erhöhung des Zolltarif- 
kontingents für Ananaskonserven (andere als in 
Scheiben) von 10 000 Tonnen und Eröffnung eines 
Zolltarifkontingents von 28 000 Tonnen zum Präfe- 
renzzollsatz von 15 V. H. für die Ananaskonserven in 
Scheiben vor. Diese Verbesserung hängt von dem 
Inkrafttreten der Verordnung zur Organisation des 
Marktes für Obstkonserven ab, die zur Zeit im Rat 
zur Diskussion steht und insbesondere die Einfüh- 
rung einer Beihilfe für die Erzeugung von Ananas in 
den überseeischen Gebieten vorsieht. Für den Fall, 
daß diese Marktorganisation nicht bis zum 1. Januar 
1975 in Kraft getreten ist, muß die Verordnung über 
Ananaskonserven (andere als in Scheiben) mit den 
gleichen Bedingungen wie für 1974 verlängert 
werden. 

Das Ergebnis der Einbeziehung neuer Erzeugnisse 
(natürlicher Honig, Palmöl und Palmkernöl für jede 
Verwendung, Kokosöl zur Ernährung bestimmt, 
Pfeffer, Orchideen, Ananaskonserven in Schei- 
ben . . .) wird auf Einfuhren von 156 Millionen RE 
(Wert 1972) aus nicht mit der Gemeinschaft assoziier- 
ten Empfängerländern geschätzt, wobei 128 Millio- 
nen auf die bedingten Einschlüsse entfallen. 

Die Kommission erläutert außerdem, daß sie in ihre 
Vorschläge für die Präferenzanwendung 1975 die Er- 
zeugnisse aufgenommen hat, die Gegenstand ihres 
zusätzlichen Verbesserungsvorschlags vom 30. April 
1974 (KOM [74] 537 endg.) sind, mit Ausnahme eini- 
ger Erzeugnisse, für die bereits eine Zollaussetzung 
„erga omnes" besteht. Die aufgeführten Präferenz- 
zollsätze sind nicht geändert worden außer für Rizi- 
nusöl, für das die Kommission eine Senkung auf 4 v. H. 
vorschlägt, die im Rat bereits weitgehend Zustim- 
mung gefunden hat. Entsprechend ihren Vorschlägen 
für die Präferenzanwendung 1975 müßte dieser Prä- 
ferenzzollsatz als Wertzollsatz solange angewendet 
werden, bis der spezifische Präferenzzollsatz im Rah- 
men der auf den Seiten 10 und 11 dargelegten be- 
dingten Präferenzzollsenkungen eingeführt wird. 

Außerdem erinnert die Kommission an den Fall der 
typischen und spezifischen Erzeugnisse des indischen 
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Subkontinents, für die ihr eine Liste vorgelegt 
wurde. Die Lösung des Problems wird zur Zeit unter- 
sucht. Die Kommission macht aber schon jetzt auf 
Schwierigkeiten aufmerksam, die technischer (Identi- 
fizierung der Erzeugnisse und Schaffung von Unter- 
positionen „ex") und grundsätzlicher Natur sind 
(Lösung, die ausschließlich auf einige typische Er- 
zeugnisse eines oder zweier Lieferanten beschränkt 
bleibt, im Rahmen eines Schemas, das weltweite 
Bestimmung haben soll). Die Kommission hofft 
jedoch, daß außerhalb des Rahmens der allgemeinen 
Präferenzen eine geeignete Lösung möglich ist und 
behält sich vor, dem Rat zu gegebener Zeit ent- 
sprechende Vorschläge zu unterbreiten. 

b) Die industriellen Halbfertigwaren und Fertigwaren 
der Kapitel 25-99 des Gemeinsamen Zolltarifs 
(GZT) mit Ausnahme der Spinnstofferzeugnisse 

Die Anhebung der Plafonnierung 

Die von der Kommission vorgeschlagenen Verbesse- 
rungen betreffen zunächst die Anhebung der Höhe 
der Plafonds aufgrund der normalen Berechnungs- 
sätze. Der Grundbetrag bleibt mit den Zahlen des 
Referenz) ahres 1971 unverändert. Dagegen wird die 
Berechnung des Zusatzbetrags aufgrund der Zahlen 
des Jahres 1972 vorgenommen. Die Kommission ver- 
fügt für die neun Mitgliedstaaten nicht über alle 
notwendigen Statistiken, um die Auswirkung der 
Erhöhung des Zusatzbetrages genau beziffern zu 
können. Jedoch lassen die ersten globalen Schätzun- 
gen für die gewerblichen Erzeugnisse außer Spinn- 
stofferzeugnissen einen Gesamtanstieg von 15®/o 
für Plafonds und Kontingente für 1975 Voraussagen 
(8 ‘Vo für die zur Zeit unter Zolltarifkontingente fal- 
lenden Erzeugnisse, 12®/o für Erzeugnisse unter „be- 
sonderer Überwachung" und 20®/o für die anderen 
Erzeugnisse). Vorab kann man die präferenziellen 
Einfuhrmöglichkeiten für 1975 auf etwa 2 Milliarden 
300 Millionen RE schätzen. 

In den jetzigen Vorschlägen unterbreitet die Kom- 
mission dem Rat vorläufige Zahlen für die Zolltarif- 
kontingente und behält sich vor, die genauen Zahlen 
später, im Laufe der Arbeiten des Rates zu über- 
mitteln. 

Der Fall des Furnierholzes und Sperrholzes (GZT 
44.15) wird weiterhin ähnlich behandelt wie 1974. 
Der normale Anteil des Gemeinschaftskontingents 
(Betrag, der pauschal um 10 Vo erhöht wird und da- 
mit von 23 Millionen RE auf 25,3 Millionen RE 
steigt) wird nach dem Sonderschlüssel von 1974 auf- 
geteilt und der Anteil des Vereinigten Königreichs 
wird - genau wie im vergangenen Jahr - um 22 
Millionen RE erhöht. 

Die Verringerung der Zahl von Erzeugnissen, die 
Zolltarif kontingentierungen unterliegen 

Der zweite Punkt in der von der Kommission vorge- 
schlagenen Verbesserung betrifft die auf das mög- 
liche Mindestmaß zu verkleinernde Liste industriel- 
ler Erzeugnisse außer Spinnstofferzeugnissen, die 


einer Zolltarifkontingentierung unterworfen sind. 
1974 betrug diese Liste 51 Erzeugnisse. Für 1975 wird 
sie gemäß Vorschlag der Kommission auf 7 herab- 
gesetzt. 

Die Kommission hat bei diesem Vorschlag die Er- 
fahrungen aus der Anwendung des Systems allge- 
meiner Präferenzen seit 1971 berücksichtigt, und sie 
ist überzeugt davon, daß bei einer positiven Beant- 
wortung der wiederholt von fast allen Empfänger- 
ländern geäußerten Wünsche jede der beiden Par- 
teien ihr Maß an Verantwortung übernimmt. Die 
Empfängerländer haben festgestellt, daß in der Ver- 
gangenheit keines der eröffneten Zolltarifkontin- 
gente ausgeschöpft worden ist, und sie erklären 
diese mangelhafte Ausnutzung mit der Vielschich- 
tigkeit und Strenge in der Art der Aufteilung und 
Verwaltung. Wenn 1975 die 44 Zolltarifkontingente, 
die in Plafonds mit besonderer Überwachung umge- 
wandelt wurden, weiter unausgenutzt bleiben, so 
muß die Erklärung dafür an anderer Stelle gesucht 
werden, insbesondere wohl in der Art und Weise, 
wie die Empfängerländer die gewährten Vorteile 
verstehen und nutzen. 

Die Einführung einer Reserve in die Zolltarifkontin- 
gente des Systems allgemeiner Präferenzen 

Der dritte Punkt der Verbesserung ist die Einfüh- 
rung einer Reserve in die Zolltarifkontingente. 

Seit der Anwendung der allgemeinen Präferenzen im 
2. Halbjahr 1971 weist die Kommission darauf hin, 
daß die Art der Verwaltung der in diesem Rahmen 
eröffneten Zolltarifkontingente, die auf den den Mit- 
gliedstaaten fest zugeteilten Quoten beruhen, die 
Zolltarifeinheit und den gleichen Marktzugang für 
die Einführer der Gemeinschaft infrage stellt. 

Schon in ihrem Brief vom 1. Juni 1971 hat die Kom- 
mission den Rat auf die dringende Notwendigkeit 
hingewiesen, eine Reserve bei der Verwaltung der 
gemeinschaftlichen Zolltarifkontingente vorzusehen. 
Ihre Auffassung, die vom Europäischen Parlament 
unterstützt wird, hat sich seitdem nicht verändert: 
sie lehnt das Fehlen einer Reserve als unvereinbar 
mit der Zollunion ab. Sie hat außerdem immer wie- 
der erklärt, daß die Reserve sich offensichtlich um so 
mehr rechtfertigt, als die Erfahrung zeigt, daß die 
Verwaltung mit Hilfe der Zuteilung fester Quoten 
in vielen Fällen tatsächlich einen Teil des Kontin- 
gentes zum Schaden der Empfängerländer einfriert. 
Die Kommission hat auch immer darauf bestanden, 
daß bei der Verwaltung der meisten außerhalb des 
Systems allgemeiner Präferenzen eröffneten Ge- 
meinschaftlichen Zolltarifkontingente eine Reserve 
vorgesehen ist, während außerdem die Zuteilung der 
ursprünglichen Quoten aufgrund objektiver Krite- 
rien erfolgt (insbesondere früherer Einfuhrziffern); 
darum ergibt sich die Einführung einer Reserve um 
so zwingender, als es - wie im vorliegenden Falle - 
um die Verwaltung von Zolltarifkontingenten geht, 
deren Aufteilungsschlüssel auf allgemeinen wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten beruht. 
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Wie aus den „Erwägungen" der auf diesem Gebiet 
ergangenen Verordnungen hervorgeht, hat der Rat 
die Richtigkeit dieser Argumentation nie bestritten, 
jedoch gewünscht, den Mitgliedstaaten eine gewisse 
Anpassungsperiode zu gewähren. Bei der Ausarbei- 
tung der Vorschläge allgemeiner Präferenzen für 
1974 hat die Kommission nachdrücklich betont, daß 
diese Anlaufzeit, damals 2 V 2 Jahre, beendet sein 
müsse. 

Anläßlich der ersten Prüfung der oben erwähnten 
Kommissionsvorschläge für 1974 hat der Rat im 
Laufe seiner 260. Sitzungsreihe am 6. November 
1973 die nachstehende „Entschließung" angenommen 
(Dok. R/2906/73 vom 27. November 1973), bei der er 
sich dessen bewußt war, daß die einfache Fortset- 
zung der für die „Anlaufzeit" geltenden Verwal- 
tungsmethoden die Infragestellung der Zollunion 
und gleichzeitig die Sterilisierung der angebotenen 
verbesserten Vorteile festgeschrieben hätte: 

„Einführung eines Reserveanteils für die Gemein- 
schaftszollkontingente 

Der Rat erklärt sich damit einverstanden, daß späte- 
stens ab 1975 ein Reserveanteil vorgesehen wird, 
und zwar mit der Maßgabe, daß dieser Grundsatz 
schrittweise zu verwirklichen ist. 

Im Laufe des Jahres 1974 würden die praktischen 
Einzelheiten der Einführugn dieses Reserveanteils 
geprüft; er könnte zum Beispiel anfangs auf be- 
stimmte Erzeugnisse beschränkt werden, und es 
könnten hierfür Einzelheiten vorgesehen werden, 
durch die sich Schwierigkeiten in besonders emp- 
findlichen Fällen vermeiden ließen; zu diesem Zweck 
würde in den Verordnungen für 1974 vorgesehen, 
daß die Einführung dieses Reserveanteils im Laufe 
des Jahres erfolgen kann." 

Daraus folgt, wie es sich auch konkret aus dem Wort- 
laut der betreffenden Verordnungen ergibt, daß die 
Einführung der Reserve bereits für das Anwen- 
dungsjahr 1974 möglich wäre. Darauf ist wegen der 
Schwierigkeiten, die mit der laufenden technischen 
Verwaltung Zusammenhängen, verzichtet worden; 
praktisch hätte eine Reserve nur in einem Fall ge- 
schaffen werden können, in dem kein Mitgliedstaat 
seine Quote ausgeschöpft hätte, womit jede Recht- 
fertigung für diese Maßnahme entfiel. Hinsichtlich 
der Präferenzanwendung 1975 ist die Kommission 
der Ansicht, daß die in der oben erwähnten Ent- 
schließung des Rates genannte schrittweise Verwirk- 
lichung der Tatsache Rechnung tragen muß, daß die 
Anlaufzeit tatsächlich 3 V 2 Jahre gedauert hat und 
außerdem ein erster für 1974 vorgesehener Fort- 
schritt nicht zustandegekommen ist. 

Unter diesen Umständen hält die Kommission die 
Einführung einer Reserve von 1 0 v.H. des Kontingents- 
betrags für ein Minimum, wobei die Rechte/Pflichten 
zur Ziehung für die Mitgliedstaaten nacheinander 
10 v.H. und 5 v.H. ihrer ursprünglichen Quoten errei- 
chen. Sie schlägt bei der gegenwärtigen Sachlage 
diese Zahlen vor, unterstreicht aber, daß diese 


Prozentsätze normalerweise jeweils 20, 15 oder 
7,5 betragen müßten. 

Da es sich bei diesem Teil des Vorschlages um ein 
wirkliches Minimum handelt, hält die Kommission 
GS für nicht annehmbar, daß die Auswirkung daraus 
nochmals beschnitten wird, beispielsweise durch 
eine Begrenzung der Rechte/Pflichten-Ziehung der 
Mitgliedstaaten; damit würde nämlich das gleiche, 
zuvor schon beschriebene Ergebnis erzielt und die 
Gefahr der Sterilisierung des Kontingentsbetrages 
zum Schaden der Empfängerländer noch vergrößert. 
Für die spätere Präferenzanwendung behält sich die 
Kommission vor, aufgrund der gemachten Erfahrun- 
gen eine schrittweise Erhöhung der genannten Pro- 
zentsätze vorzuschlagen. Allerdings glaubt sie, daß 
zwei weitere Stufen eine annehmbare schrittweise 
Normalisierung des Systems gewährleisten würden; 
selbstverständlich würde auch die zahlenmäßige 
Verringerung der unter Zolltarifkontingente fallen- 
den Erzeugnisse und eine bessere Kenntnis spezifi- 
scher Einfuhrbedingungen erlauben, von dem 
pauschalen Aufteilungsverfahren der Quoten für die 
Mitgliedstaaten auf das übliche, auf den früheren 
Einfuhrziffern der betreffenden Erzeugnisse be- 
ruhende Verfahren überzugehen. 

Eine gewisse Zahl Zollkontingente, nämlich die für 
Kakaobutter und Pulverkaffee, Ananaskonserven 
und Rohtabak der Sorte „Virginia flue-cured" sind 
erst für die Präferenzanwendung 1974 geschaffen 
worden, um Ausnahmesituationen zu begegnen, und 
einige von ihnen haben sogar Übergangscharakter. 
Unter diesen Umständen glaubt die Kommission 
Vorschlägen zu können, daß für diese zweite Prä- 
ferenzanwendung keine Reserve für diese Erzeug- 
nisse eingeführt wird. Die Dinge lägen anders, wenn 
diese Kontingente die gleiche Eigenschaft haben 
müßten wie jene, die im Bereich der industriellen 
Fertigerzeugnisse eröffnet wurden und vor allem, 
wenn genaue, vollständige und genügend repräsen- 
tative Unterlagen für die Anrechnung zur Verfügung 
ständen. 

Die Anhebung der Höchstmengen (butoirs) 

Der vierte Punkt in der Verbesserung betrifft die 
Anhebung der Höchstmengen. Nach umfassender 
Prüfung der Gegebenheiten, die Erzeugnis für Er- 
zeugnis und unter Berücksichtigung der nachstehend 
vorgeschlagenen Maßnahmen vorgenommen wurde, 
die eine ausgewogenere Verteilung der Präferenz- 
vorteile unter den Empfängerländern gewährleisten 
sollen, ist die Kommission der Auffassung, daß die 
Höchstmengen der 44 Erzeugnisse, für die das der- 
zeitige Verfahren der Zolltarifkontingente in das 
Verfahren der Plafonds mit „besonderer Über- 
wachung" umgewandelt wurde, mit Ausnahme eines 
Erzeugnisses auf 50 v.H. angehoben werden können, 
und zwar im Rahmen der in nachstehendem Absatz 2 
vorgesehenen Maßnahmen. Die Höchstmengen für 
alle anderen Erzeugnisse sind nach Auffassung der 
Kommission bis auf eine Ausnahme in der für 1974 
geltenden, in Prozentsätzen ausgedrückten Höhe bei- 
zubehalten. 
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Die Erzeugnisse aus Jute und Kokosfasern 

Der fünfte Verbesserungspunkt war bereits für 1974 
erreicht. Es handelt sich um die Erweiterung der 
Präferenzspannen, die im Zusammenhang mit dem 
Abkommen mit Indien und Bangla Desh für Jute und 
Kokosfasererzeugnisse 1975 von 40 v.H. auf 60 v.H. 
erweitert werden. Die damit verbundene Frage der 
Zollangleichungen des Vereinigten Königreichs und 
Dänemarks an die Präferenzzollsätze müßte aller- 
dings noch geprüft werden, und zwar unter Berück- 
sichtigung der Tatsache, daß die Beibehaltung der 
Zollfreiheit 1974 nicht zu Verkehrsverlagerungen 
geführt hat. Sie könnte auch im Hinblick auf die be- 
sonders schwierige Lage geprüft werden, in der sich 
die begünstigten Ausfuhrländer befinden, die durch 
die gegenwärtige Wirtschaftskrise ernsthaft betrof- 
fen sind. 

c) Die Ursprungsregeln 

Der Begriff der Ursprungserzeugnisse wird wie bis- 
her nach dem in Artikel 14 der Verordnung (EWG) 
Nr. 802/68 vorgesehenen Verfahren festgelegt. 

In diesem Zusammenhang und unter Berücksich- 
tigung des verschiedentlich durch die Empfänger- 
länder vorgebrachten Wunsches beabsichtigt die 
Kommission, den Begriff der Ursprungserzeugnisse 
zugunsten bestimmter regionaler Zusammenschlüsse 
dieser Länder zu erweitern. 

Wie in ihrer Mitteilung an den Rat über die allge- 
meinen Präferenzen vom vergangenen Jahr (KOM 
[73] 1800 endg.) angekündigt, hat die Kommission 
Untersuchungen in den Mitgliedstaaten des Zentral- 
amerikanischen Gemeinsamen Marktes (SIECA), der 
Andengruppe, der Assoziation der Länder Südost- 
asiens (ASEAN) durchgeführt. Bei diesen Unter- 
suchungen hat sich herausgestellt, daß die Erweite- 
rung des Ursprungsbegriffes für diese Länder einen 
wesentlichen Bestandteil zur Förderung ihrer regio- 
nalen Integration darstelit. Es ist ebenfalls festge- 
stellt worden, daß diese Ländergruppen über eine 
ausreichend integrierte Struktur verfügen, um die 
für die Durchführung des geplanten Systems not- 
wendige Verwaltungszusammenarbeit mit der Ge- 
meinschaft zu gewährleisten. 

Die Kommission schlägt dem Rat daher vor, die Ein- 
führung eines kumulativen Ursprungssystems nach 
dem Vorbild der AELE zugunsten der oben erwähn- 
ten regionalen Zusammenschlüsse zu billigen, wobei 
davon ausgegangen wird, daß eine zufriedenstel- 
lende Verwaltungszusammenarbeit mit der Gemein- 
schaft angebahnt wird. Die Durchführungsbestim- 
mungen dieses Systems werden durch den Ur- 
sprungsausschuß festgelegt. 

Die Kommission unterbreitet dem Rat diesen Vor- 
schlag, um das politische Interesse und die wirt- 
schaftliche Unterstützung, die die Gemeinschaft den 
regionalen Integrationsbestrebungen entgegenbringt, 
besonders zu unterstreichen. 


d) Die Empfängerländer 

Die Liste der Empfängerländer bleibt hinsichtlich 
Zahl und Einteilung für 1975 unverändert. Die Kom- 
mission hält es allerdings für wünschenswert, einige 
Verbesserungen hinsichtlich der einbezogenen Er- 
zeugnisse zugunsten der abhängigen Gebiete und 
Rumäniens vorzunehmen. 

Für die abhängigen Gebiete schlägt die Kommission 
dem Rat vor, den Präferenzvorteil durch die Einbe- 
ziehung von Schuhen (Kapitel 64 des GZT) zu ver- 
größern. Die Kommission ist sich der wirtschaft- 
lichen, sozialen und politischen Schwierigkeiten, die 
in der Schuhindustrie der Gemeinschaft seit einiger 
Zeit bestehen, voll bewußt. Sie ist aber auch über 
die ernsten, anwachsenden Probleme unterrichtet, 
denen sich die Schuhindustrie in Hongkong vor 
allem deshalb gegenübersieht, daß unmittelbare 
Konkurrenten der Kolonie für diese Ezeugnisse in 
das System allgemeiner Präferenzen aufgenommen 
wurden. Die Kommission w^endet sich folglich einer 
Lösung dieses heiklen Problems zu, die sie für ange- 
messen hält und die aus folgendem besteht: 

— für diese Erzeugnisse (GZT 64.01, 64.02 A und 
64.02 B) werden die drei Zoiltarifkontingente 
1975 beibehalten,- 

— bei der Berechnung dieser Zoiltarifkontingente 
werden die Einfuhrzahlen (Wert 1971) der gegen- 
wärtigen Empfängerländer des Systems allge- 
meiner Präferenzen für dieses Erzeugnis im 
Grundbetrag und wird ein Prozentsatz des Wer- 
tes der Einfuhren (1971) aus den anderen abhän- 
gigen Ländern und Gebieten im Zusatzbetrag 
berücksichtigt. 

— jedes dieser drei Zoiltarifkontingente wird durch 
einen zweiten pauschalen Zusatzbetrag erhöht, 
der dem Betrag der für 1975 geltenden Höchst- 
menge entspricht. 

Die Berechnung, die sich hinsichtlich des Grundbetra- 
ges aut die gegenwärtigen Empfängerländer be- 
schränkt und die Beibehaltung des Verfahrens der 
Zolltarifkontingente sollen den durch die Präferenzen 
ausgeübten Druck auf diesen besonders empfind- 
lichen Sektor der Gemeinschaft abschwächen. 

Die Gewährung eines zweiten Zusatzbetrages er- 
laubt es, den abhängigen Gebieten gegenüber eine 
gerechte Haltung einzunehmen, ohne die gegenwär- 
tigen Empfängerländer zu schädigen. 

Diese von der Kommission vorgeschlagene Lösung 
wird durch Bemühungen bei den anderen Geberlän- 
dern unterstützt. Die Kommission erinnert daran, 
daß diese in der Vergangenheit dem Beispiel der 
Gemeinschaft gefolgt sind, indem sie die von den 
abhängigen Gebieten ausgeführten Schuhe auf die 
Ausnahmeliste gesetzt haben. Wenn nun die Ge- 
meinschaft bereit wäre, diese zu Verwicklungen füh- 
rende Situation zu korrigieren, so könnten diese 
Länder ihrem Beispiel wahrscheinlich nochmals fol- 
gen. Jedenfalls wird die Kommission auf bilateralem 
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Wege bei ihnen intervenieren, und eventuell eine 
Sondersitzung im Rahmen der OECD beantragen, um 
dieses Problem im Hinblick auf die Teilung von 
Lasten und Verantwortung zwischen den Geber- 
ländern zu lösen. 

Was Rumänien betrifft, so erinnert die Kommission 
daran, daß sie für die Präferenzanwendung 1974 
außer Spinnstofferzeugnissen, Schuhen und EGKS- 
Erzeugnissen keine der Ausnahmen vorgeschlagen 
hatte, die vom Rat beschlossen wurden (Erzeugnisse 
unter Plafonds und landwirtschaftliche Verarbei- 
tungserzeugnisse). Die Kommission hält es für ange- 
bracht, diese Ausnahmen aufgrund wirtschaftlicher 
Tatsachen neu zu überprüfen. Nach entsprechender 
Prüfung der Gegebenheiten, vor allem der tatsäch- 
lichen und potentiellen Anrechnungen auf die Pla- 
fonds, schlägt die Kommission dem Rat vor, diese 
Ausnahmen gegenüber Rumänien, die sie auch für 
1974 nicht vorgesehen hatte, für die Präferenzanwen- 
dung 1975 nicht beizubehalten; außerdem schlägt sie 
dem Rat vor, zugunsten Rumäniens, die beiden fol- 
genden Erzeugnisse in das Präferenzschema 1975 
einzubeziehen, die 1974 unter Zolltarifkontingente 
fielen: 

— Empfangsgeräte für Rundfunk und Fernsehen 
(GZT 85.15 A III und C III); 

— andere Möbel, Teile davon (GZT 94.03); die Be- 
rechnung des Zolltarifkontingents der Tarifnr. 
85.15 A III und C III und des Plafonds der Tarif- 
nummer 94.03 geschieht nach dem Vorbild der drei 
Zolltarifkontingente für Schuhe, überdies wird 
Rumänien dem Höchstmengenverfahren von 
15 V. H. unterworfen, das im nachstehenden Ab- 
satz 2 dargelegt ist. 

Aufgrund der ihr zur Verfügung stehenden Infor- 
mationen hält die Kommission es für politisch ange- 
zeigt und wirtschaftlich vertretbar, diese beiden Er- 
zeugnisse zugunsten Rumäniens einzubeziehen. 

2. Die Anpassungen 

Die bei der Anwendung der Präferenzen seit 1971 
von den Empfängerländern gemachten Erfahrungen 
führen zu Feststellungen, die den Antrag der Mehr- 
heit der Empfängerländer über ein „equitable bene- 
fit Sharing among preference receiving countries" 
rechtfertigen. 

Die Kommission glaubt, daß die Gemeinschaft, die 
praktisch als einzige in ihrem Schema einen Mecha- 
nismus zum Schutz der rückständigsten Länder (den 
der Höchstmengen) vorgesehen hat, diesem Gesuch 
nachkommen müßte. 

Die Kommission schlägt dem Rat - im Sinne einer 
möglichst ausgewogenen Verteilung der Präferenz- 
vorteile zwischen den Empfängerländern - vor, die 
von ihr erarbeitete Lösung zu billigen, die den Vor- 
zug hat, auf diskriminatorische und willkürliche 
Maßnahmen zu verzichten. 

a) Für die 44 Erzeugnisse, die 1974 unter Zolltarif- 
kontingente fallen und für die 1975 Plafonds mit 


besonderer Überwachung vorgesehen sind, wird 
die Höchstmenge (butoir) unter den nachfolgen- 
den Bedingungen auf 15 v. H. zurückgesetzt. 

b) Wenn für eines der 44 Erzeugnisse, die Plafonds 
mit besonderer Überwachung unterworfen wer- 
den, nachgewiesen wird, daß ein Empfängerland 
nacheinander 1972 und 1973 die bei der Präfe- 
renzanwendung für diese Jahre geltenden 
Höchstmengen erreicht hat oder seine Einfuhren 
bei diesem Erzeugnis wenigstens 40 v. H. der 
Einfuhren aus sämtlichen Empfängerländern in 
die Gemeinschaft ausmachen (auf der Grundlage 
der letzten verfügbaren Statistiken des SAEG), 
so wird auf dieses Empfängerland die Höchst- 
menge von 15 V. H. angewendet. Damit für dieses 
Land eine Verringerung der erworbenen Präfe- 
renzvorteile ausgeschlossen wird, ist jedoch vor- 
gesehen, daß es weiterhin solange in den Genuß 
des Betrages der für 1974 festgelegten Höchst- 
mengen kommt, bis daß der Betrag der Höchst- 
menge von 15 V. H, den der Höchstmenge von 
1974 aufgrund der normalen Regeln der schritt- 
weisen Erhöhung der Plafonds bei späteren 
Präferenzanwendungen überschreitet. 

c) Allerdings kann das auf diese Weise ermittelte 
Empfängerland von der Anwendung der 15-v.H.- 
Höchstmenge befreit werden: 

— Wenn sein Bruttosozialprodukt pro Kopf 275 
US-S auf der Grundlage der letzten verfüg- 
baren Zahlen der IBRD nicht übersteigt; 

— Wenn das betreffende Erzeugnis 10 v. H. oder 
mehr des CAF-Wertes der jährlichen Präfe- 
renzeinfuhren industrieller Erzeugnisse aus 
diesem Empfängerland darstellt (auf der 
Grundlage der letzten verfügbaren Statistiken 
des SAEG). 

d) Die für die Höchstmenge von 15 v. H. vorge- 
sehenen Maximalbeträge (siehe auch Absatz b) 
werden streng angewendet, und jede Überschrei- 
tung so weit wie möglich nach internen, aber 
verbesserten Modalitäten der Art der „beson- 
deren Überwachung" ausgeschlossen. 

e) Für jeden der vorerwähnten 44 Plafonds erhalten 
alle mit Ausnahme des oder der durch die 15- 
v.H. -Höchstmenge betroffenen Empfängerländer 
eine normale Höchstmenge von 50 v. H. (außer 
Korbmacherwaren, GZT 46.03), für die die 
Höchstmenge 40 v. H. beträgt, weil mehrere 
Lieferländer mit Präferenzanspruch bestehen. 

f) Die von der Kommission vorgeschlagene Lösung 
wird wie folgt angewendet: 

— Zur Ermittlung neuer Anwendungsfälle der 15- 
v.H. -Höchstmenge werden für die Anwendung 
des ersten Kriteriums über die Ausschöpfung 
der Höchstmengen die zwei Jahre Präferenzan- 
wendung zugrunde gelegt, die dem Jahr der Aus- 
arbeitung der Kommissionsvorschläge für das 
folgende Jahr vorausgehen; 
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— Die normale Höchstmenge wird auf jedes Emp- 
fängerland, das für ein bestimmtes Erzeugnis 
der 15-v.H. -Höchstmenge unterworfen wurde, 
erneut angewendet, wenn in zwei aufeinander- 
folgenden Jahren die Einfuhren dieses Erzeug- 
nisses in die Gemeinschaft bei diesem Empfän- 
gerland um 20 V. H. oder mehr sinken. 

3. Die Verlängerungen 

Für Kakaobutter und Pulverkaffee wird keine Ände- 
rung vorgenommen an dem, was zur Zeit gilt und im 
vergangenen Jahr im Rat vereinbart wurde. 

Was Spinnstofferzeugnisse betrifft, so sind die bila- 
teralen Verhandlungen im Rahmen des Abkommens 
über den internationalen Handel mit Spinnstoffen 
(Allfaser-Abkommen) noch nicht beendet. Es stellen 
aber die Ergebnsise dieser Verhandlungen einen der 
wesentlichen Bestandteile für die Einführung der 
Gemeinschaftspolitik im Textilsektor dar einschließ- 
lich dem der unter die allgemeinen Präferenzen fällt. 
Aus diesem Grunde ist die Kommission zur Zeit 
nicht in der Lage, dem Rat geeignete Vorschläge für 
Spinnstofferzeugnisse, die unter das System allge- 
meiner Präferenzen fallen, zu unterbreiten. Sie be- 
hält sich vor, dies nachzuholen, sobald sie über aus- 
reichende Unterlagen verfügt, um die Gesamtsitua- 
tion in diesem Sektor zu beurteilen. Falls die Ver- 
handlungen über das Allfaserabkommen nicht in den 
nächsten Monaten beendet würden, könnte man eine 
Übergangslösung für 1975 vorsehen, die in der Ver- 
längerung des zur Zeit geltenden Präferenzschemas 
im gesamten Textilsektor mit einer pauschalen und 
einheitlichen 5®/oigen Erhöhung der Plafonds und 
Zolltarifkontingente bestehen würde. 


IV. Vorlage der Verordnungsvorschläge 
und des Entscheidungsentwurfs 

Die gewerblichen Fertigwaren mit Ausnahme der 
Spinnstofferzeugnisse, Erzeugnisse aus Jute und 
Kokosfasern, die Zolltarifkontingenten unterliegen, 
sind Gegenstand des Verordnungsentwurfs Nr. 1. 

Alle anderen gewerblichen Fertigwaren außer 
Spinnstoff-, Jute- und Kokosfasererzeugnissen, 
gleichgültig, ob sie dem Verfahren der besonderen 
Überwachung unterliegen oder nicht, sind Gegen- 
stand des Verordnungsentwurfs Nr. 2. 

Kakaobutter und Pulverkaffee werden im Verord- 
nungsentwurf Nr. 4, Ananaskonserven im Verord- 
nungsentwurf Nr. 5 und unverarbeiteter Tabak der 
Sorte „Virginia flue cured" im Verordnungsentwurf 
Nr. 6 erfaßt. 

Die anderen landwirtschaftlichen Verarbeitungser- 
zeugnisse der Kapitel 1-24 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs sind Gegenstand des Verordnungsentwurfs 
Nr. 3. 

Die EGKS-Erzeugnisse sind Gegenstand des Ent- 
scheidungsentwurfs Nr. 1. 


Die individuellen Plafonds und die Beträge der 
Höchstmengen für die Erzeugnisse, die dem Ver- 
fahren einer besonderen Überwachung gemäß Ver- 
ordnungsvorschlag Nr. 2 und Entscheidungsentwurf 
Nr. 1 unterliegen, sind in diesen Vorschlägen nicht 
erwähnt. Sie sind in einer Liste enthalten, die den 
Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten zu einem spä- 
teren Zeitpunkt übermittelt werden. In diesem Zu- 
sammenhang ist daran zu erinnern, daß der Rat die 
Veröffentlichung der Plafonds und der Beträge selbst 
im Fall der begrenzten Liste der Spinnstof ferzeug- 
nisse im vergangenen Jahr nicht genehmigt hat. 

Die Kommission behält sich vor, für Erzeugnisse aus 
Jute und Kokosfasern zu einem späteren Zeitpunkt 
einen Verordnungsvorschlag zu unterbreiten, der 
das besondere Problem der Zollangleichung der 
neuen Mitgliedstaaten an die Zollsätze des Präfe- 
renzschemas berücksichtigt. 


V. Zusatzmaßnahmen 

Die gewährten Präferenzvorteile würden gewinnen, 
wenn sie besser bekannt, (hinsichtlich ihrer Auswir- 
kungen) besser beurteilt und besser ausgenutzt wür- 
den. Eine bessere Kenntnis ihrer Auswirkungen in 
den verschiedenen Wirtschaftssektoren der Gemein- 
schaft würde unter anderem gestatten, geeignete 
Maßnahmen zu treffen, um Störungen verschieden- 
ster Art zu begegnen; dadurch würde sogar die Un- 
terstützung und die Beteiligung des Privatsektors 
erlangt, der den Präferenzen gegenüber insgesamt 
ziemlich zurückhaltend bleibt. Eine gezielte Unter- 
richtung über die Möglichkeiten, die das Präferenz- 
system den Entwicklungsländern bietet, würde mit 
Sicherheit einen Anreiz für verstärkte Privatinvesti- 
tionen gerade in diesen Ländern geben. Eine syste- 
matischere Aufklärung der Ausführer, mit dem Ziel, 
die Vorteile des Gemeinschaftsschemas bewußt zu 
machen (dies besonders in den rückständigsten Län- 
dern) würde diese zweifellos aufnahmefähiger 
machen und als Folge daraus eine bessere Ausnut- 
zung der allgemeinen Präferenzen mit sich bringen. 
Die Kommission ist entschlossen, ihre Anstrengun- 
gen fortzusetzen, um eine bessere Kenntnis und Be- 
urteilung, Ausnutzung und Unterstützung der Präfe- 
renzen zu ermöglichen. 

1. Die Zusammenstellung und Auswertung 
statistischer Unterlagen 

In ihren Vorschlägen des vergangenen Jahres (KOM 
[73] 1800 endg.) hat die Kommission angekündigt, 
daß sie dank der Hilfe der Mitgliedstaaten ein Sy- 
stem über die Erfassung von Statistiken für Präfe- 
renzeinfuhren erarbeitet hat. Dieses System wird 
innerhalb kurzer Zeit funktionieren. Die Kommis- 
sion hofft, ab Anfang 1975 in der Lage zu sein, alle 
im Jahr 1974 gesammelten Unterlagen zweckdienlich 
auswerten zu können. Das Ziel, das die Kommission 
auf diesem Gebiet verfolgt, ist, einmal, kurzfristig 
und mit möglichst großer Genauigkeit, die Folgen 
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der Präferenzanwendung auf das Wirtschaftsleben 
der Gemeinschaft Sektor für Sektor zu prüfen und 
zum anderen ihren Einfluß auf den Warenaustausch 
der Gemeinschaft mit den Empfängerländern insge- 
samt und auch einzeln zu ermitteln. 

Jedenfalls hofft die Kommission, daß das System der 
Erfassung statistischer Unterlagen ihr in allernäch- 
ster Zukunft gestattet, die Anfragen des Europäi- 
schen Parlaments genau zu beantworten, das die 
Kommission unter anderem aufgefordert hat, „ihm 
in kürzester Frist die betreffenden Zahlen, die auch 
die Auswirkung auf die Eigeneinnahmen der Ge- 
meinschaft widerspiegeln sollen und eventuelle 
Änderungen am Gemeinsamen Zolltarif" mitzu- 
teilen ^). 

2. Untersuchung über die Schaffung einer Sammel- 
stelle für Dokumentation^ Studien und Auskünfte 
über allgemeine Präferenzen 

Die Dienststellen der Kommission erhalten täglich 
Anfragen, die sowohl von der Industrie, den Ein- 
führern und Verbrauchern der Mitgliedstaaten als 
auch den Empfängerländern und ihren Ausführern 
ausgehen. Diese Anfragen betreffen die unterschied- 
lichsten Gebiete und stehen mittelbar oder unmittel- 
bar im Zusammenhang mit den allgemeinen Präfe- 
renzen, z. B. dem Mechanismus des Schemas der 
Gemeinschaft, dem Abschluß eines Vertrages unter 
Berücksichtigung von Höchstmengen und Plafonds, 
der teilweisen oder sogar vollen Ausnutzung der 
Vorteile in Höhe der Zollaufhebung, Aussichten für 
den Präferenzmarkt bestimmter Erzeugnisse, An- 
schriften von Lieferanten und Einführern usw. 

Die Dienststellen der Kommission sind nicht in der 
Lage, all diesen Anfragen zu begegnen, für deren 
Beantwortung sie nicht ausgerüstet sind, denn viele 
von ihnen betreffen Handelstechniken oder Markt- 
studien zur Vorbereitung von Investitionsentschei- 
dungen. Außerdem ist dies nicht die Aufgabe der 
Dienststellen der Kommission, die zur exakten Be- 
antwortung solcher Fragen ihre Zurückhaltung auf- 
geben müßten, die eine absolute Regel bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben bleibt. 

Deshalb beabsichtigt die Kommission, die Möglich- 
keiten zu erforschen, die Errichtung einer privaten 
Sammelstelle ohne Erwerbszweck zu befürworten - 
und sogar zu fördern -, deren Aufgabe darin be- 
stünde, Unterlagen, Auskünfte, Untersuchungen und 
Ratschläge über alle Probleme im Zusammenhang 
mit den allgemeinen Präferenzen zu verteilen. Ihre 
Aufgabe wäre es, Industrielle, Investoren, Einfüh- 
rer, Verbraucher, Forscher in der Gemeinschaft und 
auch Hersteller und Ausführer der Empfängerländer 
zu unterstützen bei allen Fragen, die die allge- 
meinen Präferenzen betreffen. 

Die Kommission behält sich vor, den Rat zu einem 
späteren Zeitpunkt über die Entwicklung ihrer Über- 
legungen zu unterrichten und gegebenenfalls mit 
entsprechenden Vorschlägen zu befassen. 


3. Unterstützung der Empfängerländer im Hinblick 
auf eine bessere Ausnutzung der Präferenzen 

Anläßlich der letzten Tagung des Sonderausschusses 
„Präferenzen" der UNCTAD wurde die den Empfän- 
gerländern durch die Kommission gewährte Unter- 
stützung in Form von Informationsarbeit und Semi- 
naren als fruchtbar anerkannt. Die Empfängerländer 
selbst sowie der Leiter für Ausbildung und Beratung 
bei den allgemeinen Präferenzen des UNCTAD- 
UNDP (United Nations Development Program) 
haben ebenfalls ihre volle Anerkennung ausgespro- 
chen. Der Sprecher der ASEAN, Botschafter BRIL- 
LANTES (Philippinen) hat sogar mitgeteilt, daß die 
Mitglieder der ASEAN ihre Ausfuhren in die Ge- 
meinschaft dank dieser Hilfe steigern konnten. 

Die Kommission bestätigt ihre Absicht, diese Hilfe 
fortzusetzen und dabei ab sofort die von der Wirt- 
schaftskrise „am härtesten betroffenen Länder" so- 
wie die rückständigsten unter ihnen vorrangig zu 
behandeln. 

Die Kommission bestätigt außerdem ihre Bereitschaft 
zu materieller Unterstützung bei der Durchführung 
eines Seminars der UNCTAD-UNDP, das 1975 in 
Brüssel für 3 bis 4 Tage unter Teilnahme von etwa 
30 Personen stattfinden soll. 

Die Kommission ist auch bereit, die Möglichkeit zu 
prüfen, die Kosten für die Veröffentlichung einer 
vom UNCTAD-UNDP ausgearbeiteten Broschüre 
über das Präferenzschema der Gemeinschaft in meh- 
reren Sprachen zu übernehmen. 

Die Kommission ist entschlossen, alle erforderlichen 
Anstrengungen fortzusetzen, um den Empfängerlän- 
dern zu einer intensiven und sinnvollen Nutzung 
der von der Gemeinschaft gewährten Präferenzvor- 
teile zu verhelfen. 

Die Kommission ist bei der Vorlage ihrer Vor- 
schläge für das Schema 1975 an den Rat der Über- 
zeugung, daß diese ein zusammenhängendes, ausge- 
wogenes Ganzes bilden. 

Die vorgeschlagenen Verbesserungen sind einmal 
untereinander ausgewogen (Erweiterung der Gruppe 
der einbezogenen Erzeugnisse, Verringerung der 
Zolltarifkontingente, Einführung der Reserve, bes- 
sere Aufteilung der Präferenzvorteile unter den 
Empfängerländern . . .) und zum anderen auch im 
Hinblick auf die Grenzen der Möglichkeiten, die für 
die Gemeinschaft beim gegenwärtigen Stand der 
Dinge bestehen. Diese Verbesserungen und auch die 
ausgewogenere Verteilung liegen auf der pragmati- 
schen und fortschrittlichen Linie, die die Grundlage 
der Politik der Gemeinschaft auf dem Gebiet allge- 
meiner Präferenzen bildet. 


-) Entschließung des Parlaments von Dezember 1973 
(s. Seite 9). 
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Die Zusatzmaßnahmen wurden ebenfalls zur Unter- 
stützung dieser Politik vorgesehen. Die Kommission 
wiederholt noch einmal, daß das mit den allgemei- 
nen Präferenzen verfolgte Ziel nur durch Fortset- 
zung und sogar Intensivierung der Bemühungen auf 
anderen Gebieten wirklich erreicht werden kann. 
Viele Entwicklungsländer können nämlich ihre Indu- 
strialisierung und ihre Ausfuhren nur bei einer 
gleichzeitigen Hilfe seitens der entwickelten Länder 
stimulieren. Diese häufig wiederholte Feststellung 
gewinnt im jetzigen Augenblick für den Fall der 
durch die Wirtschaftskrise „am härtesten betroffenen 
Länder" , die dringend der Hilfe bedürfen, besondere 
Bedeutung. 

Jedenfalls legt die Kommission Wert auf die Fest- 
stellung, daß die allgemeinen Präferenzen einen 
grundsätzlichen Bestandteil der Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern bilden, durch den die Solidari- 
tät um nicht zu sagen Abhängigkeit zwischen den 
Nationen, verdeutlicht wird. Diese Solidarität ist es, 
die eine ausgewogene Verteilung der Vorteile und 
Lasten und letztlich der Verantwortlichkeiten ermög- 
licht; diese ausgewogene Verteilung soll durch das 
Schema 1975 auf die bestmögliche Weise herbei- 
geführt werden . 
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